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Fassung 07.10.2020
VORDRUCK betreffend die endgültige sicherheit in form einer bürgschaft
mustervorlage 1.2 (MD Nr. 31/2018) 
mit ergänzungen gemäss landesgesetz nr. 16/2015
BÜRGSCHAFTSAKT (wenn der Sicherungsgeber eine Bank oder eine Finanzvermittlungsgesellschaft ist)
BÜRGSCHAFTSVERSICHERUNG (wenn der Sicherungsgeber ein Versicherungsunternehmen ist)
gemäß Art. 36, Abs. 1 des LG Nr. 16/2015 und Art. 103 (mit Ausnahme der Sätze 1, an der Stelle wo die Höhe der endgültigen Sicherheit festgelegt wird, 2, 3 und 4 des Absatzes 1), sowie gemäß Art. 93, Abs. 1 des GVD Nr. 50/2016 und folgende Änderungen und Ergänzungen. 

	MUSTERVORLAGE 1.2 – ENDGÜLTIGE SICHERHEIT IN FORM EINER BÜRGSCHAFT
TECHNISCHES DATENBLATT 1.2




(Bauaufträge, Dienstleistungen und Lieferungen) – Bedingungen, welche im Rechtsverhältnis zwischen Vergabestelle/auftraggebender Körperschaft und Sicherungsgeber von Bedeutung sind
Art. 1 – Gegenstand der Sicherheit
Der Sicherungsgeber verpflichtet sich im Rahmen des im technischen Datenblatt angegebenen besicherten Betrags, gegenüber der Vergabestelle/auftraggebenden Körperschaft zum Ersatz der Schäden, welche diese in Folge der Nichterfüllung oder ungenauen Erfüllung der vertraglich vorgesehenen Verpflichtungen seitens des Vertragspartners erlitten hat und zur Zahlung der Beträge, die in den oben angegebenen Bestimmungen vorgesehen sind.
Der Sicherungsgeber verpflichtet sich folglich zur Zahlung dessen, was vom Auftragnehmer gemäß Art. 103 des GVD Nr. 50/2016 in den folgenden Fällen geschuldet wird:
a) Nichterfüllung einer Verpflichtung, die aus dem Vertrag hervorgeht;
b) Ersatz der Schäden, die aus der eventuellen Nichterfüllung der Verpflichtungen selbst hervorgehen; 

c) Rückerstattung:

· der im Verhältnis zu den Ergebnissen der Endabrechnung höheren Beträge, die von der Vergabestelle/auftraggebenden Körperschaft bezahlt wurden, jedenfalls unbeschadet der Ersetzbarkeit des darüber hinaus gehenden Schadens zu Lasten des Auftragnehmers;

· der eventuell höheren Ausgabe, die von der Vergabestelle/auftraggebenden Körperschaft für die Fertigstellung des Bauauftrags/des Lieferauftrags/des Dienstleistungsauftrags im Falle der Vertragsaufhebung zu Lasten des Auftragnehmers getragen wurde,
· dessen, was vom Auftragnehmer aufgrund der Nichterfüllung und Nichtbeachtung von Bestimmungen und Vorschriften von Kollektivverträgen, Gesetzen und Verordnungen zur Sicherung, zum Schutz, zur Versicherung, Unterstützung und physischen Sicherheit der Arbeiter, die mit der Ausführung des Auftrages betraut sind oder die sich jedenfalls auf der Baustelle oder im Falle von Dienstleistungsaufträgen an den Orten, an denen die Dienstleistung erbracht wird, aufhalten, geschuldet wird.
Die Sicherheit wird auf Verpflichtungen ausgedehnt, die mit einem rechtskräftig gewordenen Urteil zu Lasten des Vertragspartners festgestellt wurden und die aus der Verletzung der Pflichten hervorgehen, die mit der Unterzeichnung des Protokolls Legalitätsvereinbarung/Integritätsvereinbarung, das eventuell in den Auftragsunterlagen vorhanden ist, eingegangen wurden.

Die Ausdehnung wirkt unter der Bedingung, dass die Verletzung dem Sicherungsgeber von der Vergabestelle/auftraggebenden Körperschaft im Zeitraum, in welchem die Sicherheit gültig ist, mitgeteilt wird. Sie ist auf einen Betrag von 10% des besicherten Betrags zum Zeitpunkt der oben genannten Mitteilung beschränkt.
Unbeschadet des Falles, dass sie zwischenzeitlich zur Gänze aus anderen Gründen betrieben wurde, wird die Sicherheit ausschließlich in diesem Fall automatisch und nur für den oben genannten Betrag über die Laufzeit, die in Art. 2 vorgesehen ist hinaus und bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Erwachsen der Rechtskraft des Urteils, mit welchem die Verletzung festgestellt wird, verlängert. Danach verliert sie automatisch ihre Wirksamkeit.
Art. 2 – Wirksamkeit und Laufzeit der Sicherheit
Die Wirksamkeit der Sicherheit:

a) läuft ab dem Datum des Vertragsabschlusses;
b) endet mit dem Datum der Ausstellung der Abnahmebescheinigung oder der Bescheinigung über die ordnungsgemäße Ausführung oder mit dem Datum der Ausstellung der Bescheinigung über die Überprüfung der Konformität oder der Bestätigung über die ordnungsgemäße Ausführung der Leistungen und jedenfalls nach Ablauf von 12 Monaten ab dem Datum der Fertigstellung der Bauarbeiten, Dienstleistungen oder Lieferungen, das aus der entsprechenden Bescheinigung hervorgeht. Daraufhin verliert sie automatisch jegliche Wirksamkeit (Art. 103, Abs. 1 und 5 des GVD Nr. 50/2016) unbeschadet der Bestimmung im letzten Absatz des Art. 1.
Eine hinsichtlich der Fälligkeiten gemäß Buchstabe b) des vorhergehenden Absatzes vorzeitige Freistellung der Sicherheit kann nur erfolgen, wenn dem Sicherungsgeber seitens der Vergabestelle/auftraggebenden Körperschaft das Original der Sicherheit selbst mit der Anmerkung ihrer Freigabe zurückgegeben wird oder der Sicherungsgeber eine entsprechende schriftliche Mitteilung seitens der Vergabestelle/auftraggebenden Körperschaft erhält.
Die nicht erfolgte Zahlung der Prämie/Gebühr kann gegenüber der Vergabestelle/auftraggebenden Körperschaft nicht eingewandt werden.
Art. 3 – Besicherter Betrag
Der Betrag, der mit der gegenständlichen Bürgschaft besichert wird, ist im beigelegten technischen Datenblatt angeführt. 
Die Kaution entspricht 2% des Vertragsbetrags (unbeschadet der Festsetzung eines anderen Betrages zwischen 1% und 4%, wie in den Ausschreibungsbedingen angegeben), wie in Art. 36, Abs. 1 des LG Nr. 16/2015 und folgende Änderungen und Ergänzungen vorgesehen.
Auf die endgültige Kaution werden die Begünstigungen der Herabsetzung gemäß Art. 93, Abs. 7 des GVD Nr. 50/2016 und folgende Änderungen und Ergänzungen nicht angewandt.
Die Sicherheit wird gemäß Art. 103, Abs. 5 des GVD Nr. 50/2016 und folgende Änderungen und Ergänzungen schrittweise automatisch freigegeben.
Art. 4 – Betreibung der Sicherheit
Der Sicherungsgeber übermittelt den vom Vertragspartner geschuldeten Betrag im Rahmen des besicherten Betrags am Tage der Betreibung innerhalb einer Frist von 15 Tagen ab Erhalt einer einfachen schriftlichen Aufforderung seitens der Vergabestelle/auftraggebenden Körperschaft, die auch dem Vertragspartner zur Kenntnis übermittelt wird und die die Angabe der Beträge, die vom Vertragspartner geschuldet werden, enthält.
Diese Aufforderung muss beim Sicherungsgeber innerhalb der Fristen, die in Art. 2 vorgesehen sind, eingehen und muss in Übereinstimmung mit Art. 6 verfasst sein.
Der Sicherungsgeber kann die Einrede der vorhergehenden Betreibung des Hauptschuldners gemäß Art. 1944 Zivilgesetzbuch nicht in Anspruch nehmen und verzichtet auf die Einwendung gemäß Art. 1957, Abs. 2 des ZGB.
Falls sich herausstellt, dass die vom Sicherungsgeber bezahlten Beträge vom Vertragspartner oder vom Sicherungsgeber teilweise oder zur Gänze nicht geschuldet waren, kann eine Rückforderungsklage gegenüber der Vergabestelle/auftraggebenden Körperschaft angestrengt werden (Art. 104, Abs. 10 des GVD Nr. 50/2016).
Art. 5 – Eintritt in die Rechte - Rückgriffsrecht
Der Sicherungsgeber tritt im Rahmen der bezahlten Beträge in alle Rechte und Klagsansprüche der Vergabestelle/auftraggebenden Körperschaft gegenüber dem Vertragspartner, seinen Erben und aus welchem Rechtstitel auch immer berechtigten Rechtsnachfolgern ein
Der Sicherungsgeber hat außerdem ein Rückgriffsrecht gegenüber dem Vertragspartner hinsichtlich der Beträge, die aufgrund der gegenständlichen Sicherheit bezahlt wurden (Art. 104, Abs. 10 des GVD Nr. 50/2016 und folgende Änderungen und Ergänzungen).
Die Vergabestelle/auftraggebende Körperschaft stellt dem Sicherungsgeber alle in ihrem Besitz befindlichen Daten zur Verfügung, um die Eintreibungsklagen zu erleichtern.
Art. 6 – Form der Mitteilungen
Sämtliche mit der gegenständlichen Sicherheit verbundenen Mitteilungen und Zustellungen an den Sicherungsgeber, sind nur dann gültig, wenn sie mittels PEC oder Einschreiben an die im technischen Datenblatt angegebenen Adressen versandt werden. 

Art. 7 – Gerichtsstand
Bei Streitfällen zwischen Sicherungsgeber und Vergabestelle/auftraggebender Körperschaft wird als Gerichtsstand Bozen festgelegt.
Art. 8 – Verweis auf gesetzliche Bestimmungen
Für alle hier nicht anders geregelten Punkte, gelten die gesetzlichen Bestimmungen.
Anhang: Technisches Datenblatt Sicherheit für die endgültige Kaution in Form einer Bürgschaft.


	TECHNISCHES DATENBLATT 1.2
	SICHERHEIT FÜR DIE ENDGÜLTIGE KAUTION IN FORM EINER BÜRGSCHAFT


Das vorliegende technische Datenblatt ist integrierender Bestandteil der gegenständlichen endgültigen Sicherheit gemäß Mustervorlage 1.2, wie im MD 31/2018 vorgesehen
	Bürgschaftsnr.
	Sicherungsgeber (Bezeichnung/Leitung, Niederlassung, Agentur etc., sowie Hauptdaten der Genehmigung und Nummer der Einschreibung im Berufsverzeichnis/Register/Liste) 

	
	

	Stadt
	Straße
	PLZ
	Provinz

	
	
	
	

	Steuernummer/Mwst.Nr.
	PEC

	
	

	

	Vertragspartner
	Steuernummer/Mwst.Nr.

	
	

	

	Stadt
	Straße
	PLZ
	Provinz

	
	
	
	

	Steuernummer/Mwst.Nr.
	PEC

	
	

	

	Vergabestelle/auftraggebende Körperschaft – (Begünstigter)

	

	Stadt
	Straße
	PLZ
	Provinz

	
	
	
	

	Steuernummer/Mwst.Nr.
	PEC

	
	

	

	Ausschreibungsverfahren
	Ausführungsort

	
	

	

	Ausschreibungsbetrag (€)


	Abschlag%

	Besicherter Betrag (€)
	% des Vertragsbetrages

	

	
	

	Vertragspartner (Hauptschuldner):
	Anteil %

	Federführendes Unternehmen der BTG
	

	Auftraggebendes Mitglied der BTG
	
	

	Auftraggebendes Mitglied der BTG
	
	

	

	Datum: Beginn der Sicherheit
	Datum: Ablauf der Sicherheit

	Siehe Art. 2 Mustervorlage 1.2.
	Siehe Art. 2 Mustervorlage 1.2.

	
	

	Mit der Unterzeichnung des sachgegenständlichen technischen Datenblatts nehmen der Vertragspartner und der Sicherungsgeber die Bedingungen der Sicherheit in Form einer Bürgschaft, welcher das gegenständliche Datenblatt beigelegt ist, an.

	

	Der Vertragspartner
	Der Sicherungsgeber

	

	Ausgestellt in
	
	Kopien für einen einzigen Zweck am
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